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U i H S ö Z ß i c  ¡ C e n ^ m k i u z c n i H i i c k L m Q

FRANKREICH: Konjunkturlage und Stabilisierungsprogramm

Mehr denn je  verfolgt die fran­
zösisdie W irtsdiaftspolitik das 

doppelte Ziel, gleidizeitig die Ex­
pansion der Produktion und die 
Stabilität, der Preise aufreditzuer- 
halten. Man eraditet es für unmög- 
lidi, audi nur vorübergehend das 
W irtsdiaftswadistum  der Preissta­
bilität zu opfern, d. h. eine Stagna­
tionsperiode hinzunehmen, weil 
man davon überzeugt ist, daß die 
strukturellen Veränderungen in 
der französisdien W irtsdiaft zu 
einigermaßen erträglidien Bedin­
gungen lediglidi in einem expan- 
sionistisdien Klima möglidi sind. 
Außerdem muß der zunehmendeil 
Bevölkerungszahl dank der ver­
stärkten ' G eburtenjahrgänge der 
Nachkriegszeit Rechnung getragen 
werden.

Andererseits ist sidi aber die 
französisdie Regierung der Tat­
sadie bewußt, daß sie die Expan­
sion auf die Dauer in einem infla- 
tionistisdien Klima um so weniger 
aufrediterhalten kann, als Frank­
reich zunehmend mit der inter­
nationalen W irtsdiaft verfloditen 
ist und vor allem auf seine Stel­
lung im Gemeinsamen M arkt Rüde­
sicht nehmen muß. Die offiziellen 
Sachverständigen sind übrigens kei­
neswegs Anhänger einer absoluten 
Preisstabilität: sie nehmen eine
relative Inflation redit gelassen 
hin, allerdings unter der Voraus­
setzung, daß die französisdien 
Preissteigerungen nicht über „das 
europäisdie M aß“ hinausgehen.

Gegen die Krise  . . .

Zu Beginn des Herbstes war eine 
kritisdie Lage eingetreten. Der fran­
zösische Vorsprung, der aus der 
Abwertung von Ende 1958 her­
rührte, mußte durch die Preisentr 
widclung weitgehend als beseitigt 
gelten. Frankreich drohte seine 
internationale Konkurrenzfähigkeit 
einzubüßen, wenn es audi nidit 
ohne weiteres möglidi ist, die nadi 
völlig anderen Riditlinien festge­

setzten Exportpreise dem offiziellen 
Index der Lebenshaltungskosten 
gleidizusetzen.

Vieles deutet in der Tat darauf 
hiri, daß die französischen Export­
preise weniger in die Höhe gingen 
als die Lebenshaltungskosten, die 
nidit zuletzt durdi den Dienstlei­
stungssektor und durch die speku­
lativen M ißbräudie des Binnenhan­
dels beeinflußt werden. Die Regie­
rung fühlte sidi jedenfalls Mitte 
September verpfliditet, den Preis­
steigerungen einen Riegel vorzu- 
sdiieben, nidit zuletzt um sidi an­
kündigende neue Forderungen, die 
das gesamte französische W irt- 
sdiaftsgefüge erschüttert hätten, 
unmöglidi zu madien.

. . .  m it geschicktem  
Stabilisierungsprogramm

Sowohl die Gewerkschaften wie 
die Landwirtsdiaft hatten die Ab­
sicht, zugunsten höherer Löhne und 
Preise einen beaditlidien Drude 
auszuüben. Die Veröffentlichung 
des Stabilisierurigsprogrammes, das 
aus einer großen Zahl von orga­
nisch kaum miteinander verbunde­
nen Maßnahmen — die nur teil­
weise die Preise ■ betreffen — zu­
sammengesetzt ist, sollte vor allem 
den verschiedenen Interessengrup­
pen zii verstehen geben, daß sie in 
den kommenden M onaten keine 
Zugeständnisse zu erw arten haben 
und daher ihre Kraft vergeuden, 
wenn sie großzügige Aktionen 
inszenieren.

Der der Industrie auferlegte 
Preisstopp soll die Betriebe an einer 
großzügigen Lohnpolitik hindern, 
während die Regierung aus tak- 
tisdien Gründen gesdiickt genug 
war,' kéinen Lohnstopp zu verord- 
neti. Sie ließ lediglich ihre eigenen 
Beamten und Angestellten wissen, 
daß man bis zum Frühjahr über 
vierteljährliche Aufbesserungen von 
1 */» nicht hinausgehen wird. Das 
einzige Zugeständnis ist eine ur­
sprünglich im Programm nicht vor­
gesehene Aufbesserung der Beam­

tenbesoldung um 1 ®/o, die durch 
Einsparungen im Staatshaushalt 
ausgeglicJien werden muß. Die 
Landwirtschaft wurde in dem fran­
zösischen Stabilisierungsprogramm 
nicht erwähnt. Sie hat dieses 
Schweigen jedoch sehr gut verstan­
den; sie muß sich mit den alten 
Preisen zufriedengeben.

Vielleicht der wichtigste Punkt 
des Stabilisierungsprogrammes ist 
der Beschluß, die lokale Umsatz­
steuer, die bisher die größte Quelle 
des Steuerbetruges war, zu beseiti­
gen und hiermit die steuerliche 
Gleichberechtigung der W arenhäu­
ser und Filialbetriebe — sie unter­
lagen bei der lokalen Umsatzsteuer 
einem höheren Steuersatz — her­
zustellen. Folgt das Parlament dem 
A ntrag der Regierung, was wahr­
scheinlich ist, dann können die 
W arenhäuser und Filialbetriebe 
ihre Preise um etwa 2 “/» senken 
und den Kleinhandel einem stärke­
ren Konkurrenzdruck aussetzen.

Ohne Zweifel ist Frankreichs 
Stabilität langfristig viel stärker 
bedingt durch die Rationalisierung 
des W arenverteilungsapparates un­
ter Beseitigung unzulässiger Miß­
bräudie als durch die Lohnpolitik, 
Es ist kein Zeichen der wirtschaft­
lichen Gesundheit, wenn während 
der letzten Jahre der Anteil des 
Handels am Volkseinkommen stän­
dig zunahm.

Zeit gew innen  . . .

Die französische Regierung will 
vor allem Zeit gewinnen, ohne die 
Expansion der W irtschaft einzu- 
sdiränken. Sie rechnet damit, daß 
in den anderen westlichen Ländern 
die Preise in  den kommenden Mo­
naten ansteigen. Gelingt es ihr, die 
Preise im eigenen Lande bis zum 
Frühjahr stabil zu halten, dann 
sichert sie sich für die Konkurrenz­
fähigkeit ihrer W irtschaft eine nicht 
unwichtige Spanne. Hinzu kommt 
die Hoffnung auf die schrittweise 
Reorganisation des Handels und 
auch auf die Entspannung des Ar­
beitsm arktes durch das verstärkte 
Angebot der Geburtenjahrgänge 
der Nachkriegszeit.
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Schon lange ist bekannt, daß die 
Zeitspanne zwisdien 1962 und 1965 
aus strukturellen Gründen für die 
Stabilität der französischen W irt­
sdiaft besonders kritisdi ist. Unter 
diesen Umständen vermag der Sta- 
bilisierungsplan seine Aufgabe als 
Zwischenlösung zu erfüllen, unter 
der Voraussetzung, daß die Regie­
rung bis auf weiteres allen Lohn­
forderungen gegenüber hart bleibt, 
was offensiditlidi ihrer Absicht ent­
spricht, und daß sie im Frühjahr 
außerdem der Landwirtsdiaft nur 
in bescheidenen Grenzen entgegen­
kommt, was ihr bereits wesentlidi 
schwerer fallen dürfte.

. . .  bedeutet Chancen fürs JPachstum

Inzwisdien nimmt die wirtschaft­
liche Entwidclung einen weitgehend 
befriedigenden Verlauf. Die W adis­
tum srate dürfte dieses Jahr 5 Vo 
erreidien, so daß unter Berücksich­
tigung des 1962 verw irkliditen 
Vorsprungs das Planungsziel unge­
fähr und global erfüllt wird. Die 
letzten Rundfragen bei der Indu­
strie lassen bis zum Jahresende 
und teilweise auch für das kom­
mende Frühjahr einen ausgespro­
chenen Optimismus erkennen. So­
weit Befürditungen hinsiditlidi des 
Exportgeschäftes bestehen — wobei

es sidi keineswegs um eine allge­
meine Ersdieinung handelt —, sind 
die Industriellen des notwendigen 
Ausgleichs durch ein besseres In- 
landsgesdiäft gewiß.

Die Außenhandelsentwidclung ist 
ihrerseits keineswegs beunruhi­
gend, wenn audi die Einfuhren 
schneller steigen als die Ausfuhren, 
was bei einem lange Zeit streng 
protektionistisch ausgerichteten 
Land nicht zu überrasdien braucht. 
Wichtig ist jedenfalls, daß sich die 
Ausfuhr weiterhin auf einer stei­
genden Linie bewegt und z. B. die 
französisdie Produktionsgüterindu­
strie in ihren Exportbemühungen 
nicht durch zu hohe Preise gehin­
dert wird, sondern eher durdi zu 
ungünstige Kreditbedingungen, die 
nunmehr dank einer Intervention 
der Regierung verbessert werden 
sollen.

Bemerkenswert ist sdiließlidi, 
daß der in der letzten Zeit unge­
sund gewordene Zahlungsbilanz- 
übersdiuß bei einem bereits er­
reichten Devisenpolster von über
4,3 Mrd. I  nach erheblidier Ver-' 
ringerung der Auslandssdiulden 
neuerdings einer nahezu ausge­
glichenen Lage Platz madit, ohne 
daß größere Fehlbeträge erwartet 
zu werden braudien. (fr.)

ITALIEN: Sorgenkind Konjunktur

D ie  seit einiger Zeit an Tonstärke 
zunehmende Konjunkturdiskussion 
hat Anfang Oktober bei Ankündi­
gung von offiziellen K onjunktur­
maßnahmen ihren Höhepunkt er­
reicht. Keine Zeitung, die nicht den 
Titel ihrer „Glosse zur W irtsdiafts­
lage" in Fettdruck, kein Parlamen­
tarier, der sidi nidit mit bewegten 
W orten zu dieser Problematik ge­
äußert hätte. Inzwisdien sind die 
W ogen allerdings bereits wieder 
abgeklungen.

Politische Unsicherheit . . .

W orum ging es? Seit nidit ganz 
zwei Jahren  madien sidi in der 
italienisdien W irtsdiaft Spannun­
gen bemerkbar, die in einem be­
ängstigend anwachsenden Außen­
handelsdefizit sowie in einem er- 
heblidien Anstieg des Lohn- und

Preisniveaus ihren Niederschlag 
finden. Die letzte Regierung Fan­
fani hatte die Inflationstendenzen 
zuerst zu bagatellisieren und an­
schließend durch erhöhte Einfuhren 
einzudämmen versudit. Ihre Bemü­
hungen blieben jedodi erfolglos! 
Die Lohn-Preis-Spirale, nach An­
sidit des Gouverneurs der Banca 
d’Italia vor allem durch übermäßi­
ge Lohnsteigerungen und eine da­
mit verbundene Konsumwelle in 
Gang gebracht, hat sidi w eiterent­
wickelt. Durdi die in den Kollektiv­
verträgen vereinbarten Indexlöhne 
pflanzt sidi jede Preissteigerung 
auf das Lohngefüge wellenartig 
fort. Entsprechend nehmen die 
Lohnkosten zu. Auch infolge eines 
wachsenden Steuerdrucks sehen 
die Unternehmer sich zu einer Be­
sdiränkung ihrer Investitionen ge­

zwungen, während ihre Konkur­
renzfähigkeit auf den Auslands­
märkten abnimmt.

Dieser Entwicklung sollte Einhalt 
geboten werden. Die Regierung 
Leone sah sidi vor einigen W odien 
zum Eingreifen gezwungen. Als 
Interimsregierung fühlte sie sidi 
allerdings nicht dazu berechtigt, 
einsdineidende Maßnahmen izu er­
greifen; diese wollte sie ihrer Nadi- 
folgerin überlassen. Ihr ging es 
lediglich darum, dort Dämme zu 
bauen, wo der Strom zu reißend 
zu werden drohte.

Das Paket der von ihr vorgesehe­
nen Maßnahmen enthält unter 
anderem die Forderung auf Be­
sdiränkung der öffentlidien Aus­
gaben, die W iedereinführung der 
1956 zeitweise ergriffenen investi­
tionsfördernden Maßnahmen in der 
Industrie, Kredite zur Förderung 
des sozialen W ohnungsbaus, eine 
Erhöhung des Umsatzsteuersatzes 
für Luxusartikel wie Pelze, Dia­
manten usw., die Erschwerung der 
Ratenkäufe und nicht zuletzt die 
Festlegung von Höchstsätzen für 
Mieterhöhungen bei den Nicht-Alt­
bauwohnungen. Ergänzend hat die 
Banca d 'Italia die Kreditbremse 
gezogen.

. . . bestimmte weitgehend  
In flationsbekäm pfung

Das Maßnahmenbündel weist 
einen ausgesprochen provisori- 
sdien Charakter auf. Es bedarf Er­
gänzungsmaßnahmen, um zu einem 
organischen Gebilde mit Durdi- 
schlagskraft Und Erfolgschancen zu 
werden. Ob diese von der nädisten 
Regierung verfügt werden, weiß 
man nicht. Die Erfahrung lehrt 
allerdings, skeptisdi zu sein. Es 
läßt ferner W idersprüche erkennen: 
Auf der einen Seite steht das Be­
mühen auf Beschränkung der Aus­
gaben für den Verbraudi, um die 
zur Verfügung stehenden Gelder in 
die produktiven Anlagen zu leiten. 
Andererseits soll der soziale W oh­
nungsbau durdi Abzweigung von 
Mitteln aus dem Staatshaushalt ge­
fördert werden, wodurdi der Bau­
sektor mit seinen inflationsstimu­
lierenden W irkungen sidi weiter 
erhitzt. Das Bündel der Maßnah­
men enthält eine soziale Note und 
hat d irigistisdie: Züge.
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Daß ein in seinen Zielsetzungen 
derart „sdieckiges" Programm nie­
manden zufriedenstellen würde, 
war vorauszusehen. Von allen Sei­
ten ist es angegriffen und für unzu­
reichend erklärt worden. Die Links­
presse hat sich zum Beschützer der 
Einzelhandels- und Kleinverbrau- 
cfaerinteressen aufgeworfen; sie 
läuft gegen eine Beschränkung der 
Ratenkäufe Sturm; durch diese 
Maßnahme erleide überdies die 
Verbrauchskonjunktur einen ent­
scheidenden Schlag — eine Ansicht, 
die auch vom linken Flügel der 
Democrazia Cristiana geteilt wird. 
Bezeichnend ist allerdings, daß nie­
mand über das Volumen der Raten­
käufe Bescheid weiß. W eder vom 
Statistischen Zentralamt, noch von 
der Bankenseite wird eine Statistik 
darüber geführt. Von der kommu­
nistischen Tageszeitung „Unitä" 
werden sie für 1960 mit 570 Mrd. 
Lire und für 1963 mit 1000 Mrd. 
Lire angegeben. Doch auf Schätzun­
gen könne man sich nicht verlassen, 
heißt es, zumal wenn sie von d e r  
Seite kommen.

Zeitungen wie der konservative 
„Corriere della Sera" sowie „24 
ORE", die die Industrieinteressen 
vertreten, bezeichnen die M aßnah­
men als „ein wenig schüchtern“, 
wenn sie auch auf eine zutreffende 
Diagnose schließen ließen. Die Re­
gierung habe wohl auch davon ab­
seh en wollen, so w ird argumentiert, 
indirekt ein schlechtes Licht aut 
ihre Vorgängerin zu werfen; darum 
greife sie nun zu „kleinen M itteln“, 
die lediglich „für die O ptik“ seien, 
also zu einem Pflaster, wo eigent­
lich ein operativer Eingriff erfor­
derlich gewesen wäre.

Expansionschancen  
ucarten a u f Initiative

W as ist für die Zukunft zu er­
warten? Es ist wohl anzunehmen, 
daß eine Beschneidung des Kredit­
volumens ein Anwachsen des Geld­
umlaufs verhindern wird. Ob Italien 
allerdings den Anschluß an die zur 
Zeit in der EWG anlaufende Kon­
junkturw elle findet, ist bei dem 
derzeitigen Schwund seiner inter­
nationalen W ettbewerbsfähigkeit 
im Ausland mit Vorbehalt zu beur­
teilen. Aber Italien ist ja  nach dem 
Krieg in konjunktureller Hinsicht 
überhaupt eigene W ege gegangen.

W enn das Preisgleichgewicht ge­
stört ist, dauert seine W iederher­
stellung zumeist einige Zeit. Ob die 
nächste Regierung — wohl des lin­
ken Zentrums — eine straffere 
Preispolitik führen wird, bleibt ab­
zuwarten. Es dürfte aber kaum da­
mit zu rechnen sein, daß sie aus 
„ abstrakten" volkswirtschaftlichen 
Erwägungen heraus irgendwelche 
unpopulären Maßnahmen zu ergrei­
fen gewillt ist. Das wirtschaftspoli­
tische Instrumentarium wird wohl 
auch weiterhin „pragmatisch" ge- 
handhabt werden.

Vom V ertrauen in die Lira ist 
in den letzten Wochen häufig die 
Rede gewesen, offenbar, weil es im 
Schwinden begriffen ist. Es ist so­
gar das Gerücht aufgetaucht, daß 
die italienischen W ährungsbehör­
den an eine vorübergehende Auf­
hebung der Lira-Konvertibilität 
denken. Zwar ist die Kapitalflucht 
zum Teil auch auf eine ungeschidcte 
Aktiensteuergesetzgebung zurück- 
zuführen, die indirekt auf eine 
Nomiiiativität der W ertpapiere hin­
ausläuft; ein Teil des Fluchtkapitals 
ist demnach unter ausländischer 
Fahne nach Italien zurückgeflossen. 
Teilweise will man aber auch sein 
Geld vor Inflation und Staat in 
Sicherheit bringen. Nachdem die 
Regierung und die Zentralbank die 
Öffentlichkeit über den weiterhin 
guten Gesundheitszustand der Lira 
beruhigt haben, ist nun wieder eine 
gewisse Beruhigung der Lirakurse 
auf den ausländischen Devisen­
m ärkten eingetreten.

In diesem Zusammenhang ist zu 
betonen, daß die italienische W irt­
schaft sich auch heute noch im Auf­
schwung befindet. So wird für die­
ses Jahr die industrielle Produk­
tionszunahme auf über 8 “/» ge­
schätzt. Trotz der infolge ungünsti­
ger W itterungsverhältnisse rück­
läufigen landwirtschaftlichen Er­
zeugung, läßt sich also mit einer 
Zunahme des Bruttosozialprodukts 
von 4 bis 4 ,5%  rechnen. Sicher, 
durch die Teuerungswelle ist viel 
„Konjunkturporzellan“ zerschlagen 
worden. Man wird so lange Rück­
schläge auf den W eltm ärkten in 
Kauf nehmen müssen, bis die Prei­
se in den anderen Ländern nachge­
zogen haben. Es wäre aber falsch, 
die immer noch starken 'A uftriebs­
kräfte innerhalb der italienischen 
W irtschaft zu unterschätzen.

Es dürfte nicht wenig von der 
künftigen politischen Entwicklung 
abhängen, ob den Expansionskräf­
ten die Möglichkeit zur Entfaltung 
geboten wird. Den italienschen Un­
ternehmern kommt auf jeden Fall 
ihre hervorragende Anpassungs­
fähigkeit sowie ein gewisses Be­
harrungsvermögen auf den von 
ihnen errungenen Stellungen zu­
gute. Daß sie in den letzten Jahr­
zehnten immer w ieder auf die Füße 
gefallen sind, berechtigt zur Zuver­
sicht. Der Verfasser des Bestseller­
romans „Der Leopard" formuliert 
diese Feststellung (überspitzt?) fol­
gendermaßen: „In Italien muß alles 
anders werden, damit alles beim 
alten bleibt.“ (G. F.-H.)

SCHW EDEN: Die „guten Zeiten" werden zum Problem

G enerald irek tor Bertil Olsson, der 
Chef der schwedischen Arbeits- 
m arktbehörde (Arbetsmarknadssty- 
relsen), traf vor kurzem anläßlich 
einer Konferenz des Verkaufs­
und Reklameverbandes eine über 
Schweden hinausgehende und all­
gemein interessierende Feststel­
lung. Der Generaldirektor meinte, 
daß unter den heutigen V erhält­
nissen Abschwächungen der Kon­
junktur den verantwortlichen Stel­
len nicht mehr Kopfzerbrechen zu 
verursachen pflegen, sondern daß 
vielm ehr der Aufschwung und die 
Verbesserung der Konjunktur ein

Problem ist, das für die Zukunft 
wohl am schwersten zu lösen sein 
wird.

Mit dem Bedeutungsinhalt eines 
solchen Trends w urde damit be­
tont auf jene „Überhitzungserschei­
nungen" angespielt, wie sie in den 
letzten Jahren  häufig nicht nur in 
Schweden, sondern auch in ande­
ren, vor allem westeuropäischen 
Ländern zu beobachten gewesen 
sind. Tatsächlich wird die Richtig­
keit dieser — in einem gewissen 
Maße neueren — Theorie der Kon­
junktur gerade in Schweden weit­
gehend bestätigt.
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A llgem eine K risenstim m ung

Etwa Ende Oktober /  Anfang No­
vem ber letzten Jahres sah es in 
Schweden um den Ablauf der Kon­
junk tu r keineswegs gut aus. Es 
gab verschiedene Gründe dafür: In 
der Holzveredelungsindustrie und 
u, a. auch in der Eisen- und Stahl­
industrie wurden damals neue Ka­
pazitäten erstellt, von denen nie­
mand so red it wußte, wie sie bei 
rüdcläufiger Konjunkturtendenz an 
den M ärkten untergebradit werden 
sollten. Ersdiw ert w urde die Situ­
ation nodi dadurdi, daß in  den 
gleichen Industriezweigen die vor­
handenen Kapazitäten bereits Mo­
nate früher nur noch in hödist 
unzureichendem Maße ausgenutzt 
w erden konnten.

Die Verbrauchsgüterm ärkte zeig­
ten  dam als zwar n id it eine unbe­
dingt stagnierende Entwicklung, 
aber das W achstumstempo des 
Konsums der breiten  M assen hatte  
sich doch — zwar relativ  schnell 
vorübergehend — beträchtlich ver­
langsam t. Unter „Druck" stand in 
den letzten M onaten des vorigen 
Jahres aber auch der schwedische 
Export, und zwar ausschließlich 
von der Preisseite her, w ährend 
sich die Ausfuhrmengen — von 
Eisenerz abgesehen — zumindest 
behaupteten, teilweise sogar noch 
erhöhten.

Therapie: „Liquiditätsspritsen“

Obwohl das Gesamtbild der 
schwedischen Konjunkturentwidc- 
lung zu jener Zeit keineswegs 
einen bedrohlichen Charakter an­
nahm  — eine relativ  höhere A r­

beitslosigkeit war auch in früheren 
Jahren  zu Beginn des W inters ein­
getreten —, griff die Regierung 
dennoch ein. Aus dem vor einigen 
Jahren  angelegten Investitions­
fonds, der aus Abschreibungsver­
günstigungen sowie Steuermitteln 
gespeist wird, wurden zunächst 
einige hundert Millionen schwe­
dische Kronen freigegeben; diese 
freigesetzten Mittel w urden dann 
im Laufe der Zeit durch geringere 
Beträge ergänzt. Gleichzeitig ließ 
die Sveriges Riksbank (Schwedens 
Reichsbank), die sonst stets auf die 
strenge Einhaltung der Liquiditäts­
vorschriften bedacht ist, den Pri­
vatbanken einen redit freien und 
w eiten Spielraum für die Kredit­
vergabe an die Wirtschaft — vor 
allem auch an private Bauunter­
nehm er und an den Baumarkt der 
öffentlichen Hand.

Nun ist es naturgemäß schwie­
rig — vielleicht sogar unmöglich —, 
ein Urteil darüber abzugeben, ob 
und in welchem Maße diese „Sprit­
zen" tatsächlich audi den Ablauf 
der Konjunktur beeinflußt bzw. 
ihm eine Wendung zum Besseren 
gegeben haben. Nachweisbar ist, 
daß ein unmittelbarer Aufsdiwung 
nicht eingetreten ist, vielmehr hat 
es einiger Monate bedurft, bis der 
Umschwung zur Konjunkturerho­
lung wirklich erkennbar wurde.

Sicher ist außerdem, daß in den 
ersten drei bis vier M onaten die­
ses Jahres Sdiwedens wirtschaft­
liche Lage ganz allgemein durch 
den langen und harten W inter in 
der denkbar ungünstigsten W eise 
beeinflußt worden ist. Sdion um

die Jahresw ende 1962/63 wies das 
Exportgesdiäft deutliche Symptome 
der Belebung auf. Die neu herein­
kommenden A ufträge — zu einem 
großen Teil audi noch Aufträge 
aus dem Jahre 1962 — konnten 
ganz einfadi deshalb nicht reali­
siert und in Devisen umgemünzt 
werden, weil die Mehrzahl der 
nordschwedischen Häfen für V er­
schiffungen länger gesperrt waren, 
als das in normalen Jahren  der 
Fall ist. Die schwedische Handels­
bilanz schloß denn auch in der 
ersten Jahreshälfte 1963 mit einem 
exzeptionell hohen Defizit ab, das 
— falls es dabei geblieben w äre — 
Schlimmes befürchten ließ.

„Incentives“ vom B aum arkt 
u n d  Export

Die Befürchtungen bew ahrheite­
ten sich nicht — im Gegenteil. A n­
fang November 1963 wurde von 
dem Stockholmer K onjunkturinsti­
tu t der um diese Jahreszeit übliche 
Herbstbericht publiziert, der gewiß 
in den Beurteilungen sehr vorsich­
tig gehalten ist — das ist in Schwe­
den jedoch stets so —, aus dem 
aber dennoch abzulesen ist, daß in 
Sdiweden eine neue Hochkonjunk­
tu r im Anmarsch ist! Natürlich hat 
auch dieser Bericht einige „Schön­
heitsfehler“. Die darin enthaltenen 
sogenannten „Zuwachsraten" für 
den Konsum, die Investitionen, 
den Export, den Import usw, die­
ses Jahres haben vorläufig noch 
einen mehr hypothetischen Cha­
rak ter und stimmen mit der W irk­
lichkeit nicht voll überein. Aber 
bis zum Jahresende werden diese 
D aten vermutlich noch eine Kor-
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rektur erfahren — als abgerunde­
ter Eindruck, entsteht die Erwar­
tung auf eine Hochkonjunktur für 
das Jah r 1964.

Die Anregungen gehen vom Ex­
port und vom Baumarkt aus. Die 
erwähnte schwächere Exportkon­
junktur wurde inzwischen durch 
eine nachhaltige Belebung, beson­
ders durch die Preisentwicklung, 
abgelöst. Es gibt jedoch eine Aus­
nahme: der Export von Eisenerz. 
Die Exportpreise des Eisenerzes für 
die Lieferungen im nächsten Jahr 
mußten für alle wichtigen M ärkte 
etwas (um ca. 2 “/o) reduziert w er­
den, außerdem dürfte auch mit ge­
ringeren Abnahmen der Bezugslän­
der zu rechnen sein. Bei allen an­
deren großen Stapelerzeugnissen 
aber überwiegen Preiserhöhungen 
und steigende Liefermengen, was 
sich aller W ahrscheinlichkeit nach 
in Kürze in der tatsächlichen Ge­
staltung der schwedischen Ausfuhr 
niederschlagen wird.

Der Baumarkt zeigt in Schweden 
ausgesprochene Tendenzen der An­
spannung, die durch Knappheit an 
Arbeitskräften, durch Erhöhungen 
der Löhne außerhalb der Tarifver­
träge (das sogenannte Lohnglei­
ten) und vor allem durch zuneh­
menden Kapitalmangel gekenn­
zeichnet ist. An diesem letzten 
Punkt hat nun wieder die Reichs­
bank mit der Empfehlung an die 
Banken eingegriffen, in der Kre­
ditgewährung wesentlich restrik­
tiver zu verfahren, als sie es noch 
bis vor etwa drei M onaten taten.

Schwedens wirtschaftliche Situ­
ation ist zum W interanfang in der 
Tat so gut, wie das zur gleichen 
Zeit in früheren Jahren  niemals 
der Fall gewesen ist. Deshalb wäre 
es durchaus möglich, daß General­
direktor Olsson unter Umständen 
schon recht bald in die Lage kom­
men kann, zu zeigen, daß die W irt­
schaftspolitik in diesem Lande auch 
mit „guten Zeiten" ebenso fertig 
wird wie mit schlechten! (dt.)

GROSSBRITANNIEN: Höhere Effizienz neuer Methoden

D ie  W irtschaft hat sich in England 
seit dem Frühjahr kräftig erholt. 
Die Industrieproduktion liegt etwa 
5 "/o über der des Vorjahres. Aus­
gehend vom Kraftfahrzeugbau (Per­
sonenwagen +  22 °/o) und von der 
Bauwirtschaft (Zement +  6 */») hat 
sich die Nachfrage von der Grund­
stoffindustrie (Stahl +  14®/o) bis 
zum Einzelhandel (+  5 Vo) belebt.

K onjunkturpolitik  
m it leichteren W affen

Rohstoffvorräte werden aufgefüllt, 
mehr Industrieprojekte in Angriff 
genommen, selbst der Schiffbau hat 
eine Anzahl größerer Aufträge ver­
bucht. Löhne und Preise sind wei­
ter gestiegen, aber nicht übermäßig, 
und der Konsumkredit — in der 
Vergangenheit oft eine Gefahren­
quelle — hat sich bisher wenig er­
höht. Zum ersten Mal seit langer 
Zeit gibt es je tzt einen verheißungs­
vollen Konjunkturaufschwung ohne 
Anspannung der Zahlungsbilanz 
und ohne Preisinflation, und es be­
steht Hoffnung, daß er sich noch 
beschleunigen wird.

Zu dieser günstigen Entwicklung 
hat die Regierung durch ihre behut­
same Politik beigetragen. Ein amt­
liches Gremium von Fachleuten — 
der N ationalrat für W irtschafts­
entwicklung ~  hat eine optimale 
W achstumsrate errechnet, und die 
Regierung hat es faktisch als ihre 
Pflicht anerkannt, diesen Kompro­
miß zwischen dem Möglichen und 
W ünschenswerten zu verw irk­
lichen. Selbst in der Einkommens­
politik, in der sich die Regierung 
am liebsten noch auf die Rolle des 
ehrlichen Maklers zwischen den 
Sozialpartnern beschränken möchte, 
hat der Staat eine erstrebenswerte 
Zuwachsrate sanktioniert; eine 
Nationale Einkommenskommission, 
die als Gutachter fungiert, stärkt 
— ähnlich wie der N ationalrat für 
W irtschaftsentwicklung — der Re­
gierung den Rücken.

W ird also die Ausschaltung von 
Konjunkturschwankungen heute als 
Pflichtaufgabe der staatlichen O r­
gane anerkannt, so hat sich auch 
in der Methodik der Konjunktur­
politik manches geändert. Diskont­
satzerhöhungen und direkte Kre­

ditrestriktionen haben sich als zu 
schwere Waffen der Konjunktur­
bremsung erwiesen. Kaufsteuerzu­
schläge wirken außerdem auch noch 
zu langsam und hatten mitunter 
den entgegengesetzten Effekt, weil 
hellhörige Konsumenten ihnen 
durch vorzeitige Bedarfsdeckung 
begegneten. Maßhalte-Reden schu­
fen nur Unruhe beim Publikum, 
das — mit Recht oder Unrecht — 
den Eindruck gewann, die Regie­
rung wolle ihm ihre eigenen Auf­
gaben aufhalsen; der gleiche Ein­
druck entstand vor allem auch bei 
ausländischen Beobachtern.

„Verfeinerte“ Geld- und  
Steuerpolitik

Auf monetärem Gebiet sind die 
britischen Behörden daher dazu 
übergegangen, sta tt offizielle Dis­
kontsatzänderungen vorzunehmen, 
den Zinssatz für Tagesgelder über 
den Schatzwechselmarkt so zu 
manipulieren, daß er für kurzfristi­
ges Geld aus dem Ausland gerade 
noch attraktiv  ist, während die 
Zinssätze für normale Gescfaäfts- 
kredite weitgehend stabil bleiben. 
Das „heiße" Geld aus dem Aus­
land hat den Vorteil, daß es billig 
ist. Sollte diese — im allgemeinen 
reichlich fließende — Kreditquelle 
versiegen, so will die Bank von 
England zunächst auf die Basler 
Vereinbarungen mit anderen Noten­
banken, auf das Wechselabkommen 
mit den Vereinigten Staaten und 
auf ihre Kreditrechte beim Inter­
nationalen W ährungsfonds zurück­
greifen, Diskontsatzveränderungen 
dagegen möglichst vermeiden, 
wenn sie nur die Kosten in der 
englischen W irtschaft erhöhen, aber 
gegen inflationären Druck erfah­
rungsgemäß wirkungslos sind.

Was Kreditrestriktionen anbe­
trifft, so will man Beschränkungen 
im Teilzahlungsgeschäft und An­
weisungen an die Großbanken, 
ihre Darlehen an Kunden zu kür­
zen, ebenfalls vermeiden. Die erste­
ren w erden doch oft umgangen, und 
die letzteren zwingen die Banken, 
die verschiedenen Kunden zu dis­
kriminieren und dafür selber die 
V erantwortung zu übernehmen. 
Statt dieser Beschränkungen, die vor 
ein paar Jahren noch gang imd 
gäbe waren, werden die Liquidi­
tätsreserven der Großbanken von
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Zeit zu Zeit durch Anweisung der 
Bank von England jeweils um 1 “/o 
variiert — eine weniger drastisdie 
und doch durdiaus wirksame Me­
thode der Kreditsdiaffung bzw. 
-beschränkung.

Die Verfeinerung konjunkturpoli- 
tisd ier Eingriffe zeigt sidi audi dar­
in, daß Kauf Steuersätze je tzt selek­
tiv  verändert werden, um einen An­
reiz für bestimmte Konsumgüter zu 
schaffen. So w urde der konjunktu­
rell w iditigen Kraftfahrzeugindu­
strie durdi Senkung der Kaufsteuer 
in zwei Etappen ein Ansporn ge­
geben. Die jüngste Einkommen­
steuersenkung w ar von dem 
W unsdi bestimmt, ein gewisses 
Maß zusätzlidier Kaufkraft haupt- 
sädilid i für Grundbedarfsgüter 
freizusetzen. Die riditige Dosierung 
und Zeitwahl ist bei Einkommen- 
und V erbraudissteueränderungen 
besonders widitig, aber aus fiskal- 
ted in isdien Gründen n id it leidit.

Trotz problematischer 
Investitionstätigkeit . . .

Auf lange Sidit ist auf alle Fälle 
die Investitionstätigkeit widitiger, 
aber Versudie, sie durdi Steuer­
erleichterungen zu fördern, waren 
in England wenig erfolgreidi. Um 
der Stagnation im vorigen Jahr zu 
begegnen, autorisierte die Regie­
rung deshalb stark  erhöhte Investi­
tionen im öffentlidien Sektor, der 
in Großbritannien auch widitige 
Grundindustrien vunfaßt. H ier stie­
gen die Investitionen 1963 um 20 “/o 
und sollen 1964 um weitere 7 Vo 
zunehmen.

Es erhebt sidi aber die Frage, ob 
ein so hoher Kapitalaufwand im 
öffentlidien Sektor tragbar ist, 
wenn die private Investitionstätig­
keit, w ie erwartet, audi zunimmt. 
Einstweilen ist diese ‘Frage nur 
theoretisdi, aber wenn sie aktuell

wird, müssen wahrsdieinlich sozial- 
politisdi widitige Kapitalvorhaben, 
vor allem im Erziehungswesen, 
wieder hinausgesdioben werden, 
um die besdiränkten Investitions­
m ittel auf die Produktionswirtsdiaft 
zu konzentrieren.

. . . und Sorgen im  Außenhandel:
Grünes Licht fü r A ufschw ung

Ein ähnlidies Dilemma ergibt sidi 
für Großbritannien als exportinten­
sives Land im Außenhandel. Jede 
Steigerung der Inlandsproduktion 
bringt eine Erhöhung des Import­
bedarfs mit sidi, die durdi größere 
Exporte wettzumadien ist. Dazu be­
darf es aber erhöhter Kreditgewäh­
rung an die unterkapitalisierten 
Kunden aus Übersee. W enn diesen 
der Zugang zu den City-M ärkten 
erleid itert wird, muß sich London 
darauf verlassen können, daß eine 
solche Konzession dem britischen 
Export zugute kommt-, sonst kann 
die Sterlingwährung nicht den dop­
pelten Druck erhöhter W aren­
importe und Kapitalexporte aus-

halten. Auch hier gehen die briti­
schen Behörden vorerst sehr vor­
sichtig vor.

W enn die Gefahr übermäßiger 
Lohnerhöhungen in vollbeschäftig­
ten W irtschaftszweigen vermieden 
wird und die konjunkturbegünstig­
ten Industriebranchen dem Export­
m arkt genug Aufmerksamkeit wid­
men, selbst wenn sie daheim leich­
ter Profite erzielen können, sollte 
die Fortdauer der günstigen Kon­
junktur keine übermäßigen Schwie­
rigkeiten bereiten. Es gibt noch aus­
reichende Arbeits- und Kapazitäts­
reserven in den meisten Produk­
tionszweigen. Die Arbeitsproduk­
tivität ist höher denn je, Englands 
W ettbewerbsfähigkeit auf . dem 
W eltm arkt wird durch befriedi­
gende Ausfuhrziffern bestätigt, und 
die Problematik der „stop-go“-Poli­
tik ist so offensichtlich, daß die 
Regierung mit mehr Lohndisziplin 
seitens der Arbeitnehmer und stär­
kerer Exportinitiative der Unter­
nehm er rechnen darf. (A)

USA: Konjunkturpolitik und staatlidie Wirtschaftslenkung

Vollbeschäftigung und perm anen­
tes wirtschaftliches Wachstum sind 
die Leitmotive der Kennedy-Regie­
rung, w ie sie im Präsidentschafts-' 
Wahlkampf des Jahres 1960 als Pro­
grammpunkte der demokratisdien 
Partei zum Ausdrudc gebracht w ur­
den. Die Erkenntnisse, daß auto­
nome Konjunkturzyklen, in denen 
sich expansive und kontraktive 
Kräfte ablösen, nidit bestehen oder 
zumindest umgangen werden kön­
nen, hat in den USA zu dem Axiom 
geführt, daß der Regierung die Auf­
gabe zufällt, Konjunkturpolitik zu 
treiben. In der Tat ergibt sich aus

der Erfahrung der Nachkriegszeit, 
daß eine Koordinierung der Maß­
nahm en zur Abwehr von konjunk­
turellen Schrumpfungstendenzen 
und zur Konvertierung in ein be­
schleunigtes Tempo der Expansion 
zwar nicht ausreicht, zyklische Kon­
junkturschwankungen zu beseiti­
gen, jedoch dazu beiträgt, etwaige 
Rezessionsphasen zu entschärfen.

Gefährliche Konjunkturprognosen

Seit der Übernahme des Regie­
rungsamtes durch Präsident Ken­
nedy w aren dirigistische Aktionen 
darauf abgestellt, einen rückläufi­
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gen W irtschaftsablauf zu verhüten, 
eine Preisstabilität sicherzustellen 
und damit inflationistischen Ten­
denzen entgegenzutreten und nicht 
zuletzt einen Vollbeschäftigungs­
grad zu erreichen. Präsident Kennedy 
stützte sich bei seinen wirtschafts- 
politischen Planungen auf die wis­
senschaftlichen Entwürfe des W irt­
schaftsrates des W eißen Hauses und 
anderer Sachverständiger, die mit 
ihren Prognosen den voraussicht­
lichen Konjunkturverlauf abzu­
tasten versuchten. H ätte der Präsi­
dent diesen Projektionen, deren 
Zuverlässigkeit in Frage steht, ein 
genügendes Maß von Skeptizismus 
entgegengebracht, w ären Entschei­
dungen verm ieden worden, die 
durch die Dynamik des W irtschafts­
verlaufs späterhin ad absurdum 
geführt wurden.

Gegen Ende des Kalenderjahres
1962 legte der Vorsitzende des W irt­
schaftsrates des W eißen Hauses, 
Dr. W alter Heller, eine Prognose 
vor, die zu erkennen gab, daß die 
USA einer Rezessionsphase ent­
gegengehen würden, falls nicht ein 
derartiger Trend durch staatliche 
Interventionen abgewendet werden 
kann.

Unter der Voraussetzung, daß 
die Steigerung oder Abnahme des 
Bruttosozialproduktes in beständi­
gen Dollars als wichtigster Maßstab 
für das Wachstum bzw. die Ver­
langsamung des W irtschaftsverlaufs 
anerkannt wird, haben die bisheri­
gen Ergebnisse des Kalenderjahres
1963 die pessimistischen V oraus­
sagen zunichte gemacht. Das Brutto­
sozialprodukt, das im Jahresdurch­
schnitt 1962 554,9 Mrd. $ betragen 
hatte, erhöhte sich im ersten Quar­
tal 1963 auf 571,8 Mrd. $, im zwei­
ten auf 579,6 Mrd. $ und im dritten 
Q uartal auf 587 Mrd. $ p. a. Der 
industrielle Produktionsindex des 
Federal Reserve Board (1957/59 =  
100) erhöhte sich, saisonbereinigt, 
von 118,7 im Jahresdurchschnitt 1962 
auf 125,7 im September 1963, Diese 
beiden Statistiken sind ausreichend, 
um unter Beweis zu stellen, wie 
fragwürdig die wirtschaftswissen­
schaftliche Prognose ist, selbst 
wenn sie sich, wie dies heute der 
Fall ist, auf elektronische Daten­
verarbeitungsgeräte stützt.

conditio sine qua non: 
staatliche K orrekturm aßnahm en

Als Basis für den von der Ken­
nedy-Verwaltung verfolgten Diri­
gismus dient das Gesetz des Jahres 
1946, das die Bundesregierung ver­
pflichtet, für die Zielsetzung einer 
Vollbeschäftigungspolitik Sorge zu 
tragen.

Seit seiner Verabschiedung w aren 
die sich ablösenden Regierungen 
bestrebt, ihre wirtschaftspolitischen 
Planungen mit m ehr oder minder 
großem Erfolg dem Geiste dieses 
Gesetzes anzupassen. Präsident 
Kennedy hat seine ursprünglichen 
Zusagen, den Erwerbslosenanteil 
bis Ende des Jahres 1962 auf 4 “/o 
zu reduzieren, nicht erfüllen kön­
nen. Der Anteil der Erwerbslosen 
an der Gesamtbeschäftigtenzahl be­
trug im September 1962 5,6 Vo und 
verblieb im September 1963 auf 
dem gleichen Niveau. Die struktu­
relle Arbeitslosigkeit in der Indu­
strie wurde vor allem durch die 
neuen arbeitseinsparenden Produk­
tionsmethoden hervorgerufen. Die 
Automatisierung führte zu einer 
beträchtlichen Freisetzung von Ar­
beitskräften, insbesondere unge­
lernter Arbeitskräfte, die oft nur 
unter großen Schwierigkeiten neue 
Beschäftigung finden konnten. ,

Angesichts der Rezessionspro­
gnose des W irtschaftsrates des 
W eißen Hauses wurde in Kreisen 
der Regierung Übereinstimmung 
darüber erzielt, daß Maßnahmen in 
die W ege geleitet werden müßten, 
das W achstumstempo der W irt­
schaft zu beschleunigen und die 
Arbeitslosigkeit zu verringern. Um 
der W irtschaft einen Auftrieb zu 
geben, brachte Präsident Kennedy 
im Kongreß ein Steuersenkungs­
gesetz ein, auf Grund dessen die 
persönlichen Einkommensteuern 
von bisher 20 bis 91 Vo auf 14 bis 
65 Vo herabgesetzt werden sollen. 
Es wurde fernerhin geplant, die 
Körperschaftsteuer von 52 V# auf 
47 Vo zu senken. Trotz der w ieder­
holten persönlichen Intervention 
des Präsidenten ist das Gesetz im 
Senatsfinanzausschuß festgefahren, 
der für eine unlim itierte Periode 
„hearings“ abzuhalten gedenkt. 
Sollte das Gesetz erst in der näch­
sten Sitzungsperiode des Kongres­

ses verabschiedet werden, würde 
es per 1. Januar 1964 rückwirkend 
in Kraft treten.

Um dem Störungsfaktor eines 
nahezu perm anent gewordenen Zah­
lungsbilanzdefizits Rechnung zu tra­
gen und exzessive kurzfristige Ka­
pitalabwanderungen zu verhindern, 
hat die US-Regierung zwar nicht 
zu dem drastischen Mittel einer 
Devisenkontrolle gegriffen, son­
dern eine Zinsausgleichsteuer ver­
fügt, durch die Ankäufe ausländi­
scher W ertpapiere durch amerikani­
sche Staatsbürger sowie ausländi­
sche Kapitalemissionen in den USA 
mit einer Steuer bis zu 15 Vo des 
W ertes belegt werden. Auch diese 
Bestimmungen, die rückwirkend auf 
den M onat Juli 1963 erlassen wur­
den, harren noch der Genehmigung 
durch die Gesetzgeber. Nachdem 
im zweiten Jahresviertel 1963 ein 
überraschend hohes Zahlungsbilanz­
defizit von mehr als 5 Mrd. $ p. a. 
festgestellt wurde, konnte Finanz­
minister Douglas Dillon ankündi­
gen, daß bereits die vorläufige Ver­
fügung den Kapitalabfluß fast völ­
lig eindämmen konnte, so daß im 
dritten Jahresviertel 1963 das Zah­
lungsbilanzdefizit auf weniger als 
2 Mrd. $ p. a. zurückging.

Besorgniserregende Preisbildung
bei wichtigen Industriezweigen

Die Frage der Preisstabilität 
stellt eine ernste und stetige Sorge 
für das W eiße Haus und die Re­
gierung dar. Die Preisbildung wird 
insbesondere bei den wichtigsten 
Industriezweigen mit größter Auf­
merksamkeit verfolgt. Obwohl die 
Stahlindustrie im Laufe der letzten 
Monate Preiserhöhungen vorge­
nommen hat, die etwa 35 Vo des 
Produktionsprogrammes umfassen, 
hat Präsident Kennedy davon Ab­
stand genommen, die drastische 
Intervention des Jahres 1962, die 
zu schwerwiegenden Divergenzen 
zwischen dem Staat und der Pri­
vatwirtschaft geführt hatten, zu 
wiederholen. Ein v&rschleierter 
Dirigismus ist jedoch darin zu er­
kennen, daß die Stahlwerke und 
deren Direktoren vor ein großes 
Schwurgericht in New York gela­
den wurden, das sich eingehend 
mit der Preispolitik dieses Indu­
striezweiges und mit möglichen 
Preisabsprachen befassen wird.
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Der allgem eine V erbraudierpreis- 
index (1957/59 =  100) ist von 101,5 
Ende 1959 auf 107,1 im August 1963 
nur mäßig angestiegen. Allerdings 
verdienen diese Statistiken inso­
fern eine kritisdie Betrachtung, als 
sich der Index für alle Dienstlei­
stungen beachtlich erhöht hat. Nach 
den kürzlich vorgenomm enen Er­
hebungen haben aber die Aufwen­
dungen der Verbraucherkreise ge­
rade für Dienstleistungen in  der 
abgelaufenen Dekade am stärksten 
zugenommen. Unter dienstleisten­
den Industrien w erden in den USA 
Handel, Bank- und K reditunterneh­
men, Versicherungsgesellschaften, 
Verkehrsunternehm en, Elektrizi- 
täts- und Gaswerke, das V erkehrs­
wesen sowie alle Unternehmungen 
des Gesundheitswesens, der Erzie­
hung und der privaten und öffent­
lichen W ohlfahrt verstanden. In 
der letzten Kategorie sind auch 
Ausgaben für die Freizeit inbegrif­
fen. Es ist bezeichnend, daß bei­
spielsweise für die ärztliche Pflege 
der Index von 104,4 im Jahre 1959 
auf 117,1 im August 1963 ange­
wachsen ist, der für die Freizeit­
aufwendungen von 102,4 auf 112,1 
in der vorgenannten Vergleidis- 
periode. Demgegenüber ist der In­
dex für Großhandelspreise nahezu 
unverändert geblieben und belief 
sich 1959 auf 100,6 und im August 
1963 auf 100,4. Präsident Kennedy , 
hat im W eißen Haus einen Ver­
braucher-Beratungsausschuß einge­
setzt und angedeutet, daß sich der 
S taat im Falle einer betont anstei­
genden Kurve des Verbraucher­
preisindex einschalten würde.

S taa t und Gewerkschaften
Da die Lohnverhandlungen zwi­

schen Arbeitgebern und Arbeit­
nehm ern in der Stahlindustrie mit 
einem gütlichen Kompromiß ende­
ten, bestand für die Regierung kein 
Anlaß zu einer Intervention. Die 
Verhandlungen, die bis zum Juli 
1963 zwischen den Eisenbahnge­
sellschaften und fünf Eisenbahner­
gewerkschaften geführt wurden, 
vermochten trotz jahrelanger Be­
mühungen keine Einigung zu erzie­
len. Es handelte sich hierbei nicht 
nur um die Einführung neuer Ar­
beitsregeln, sondern auch um die 
progressive Entlassung von 45 000 
überflüssigen Heizern bei Diesel­
lokomotiven. Die sogenannten 
„feather-bedding"-Praktiken waren 
für die Eisenbahngesellschaften mit 
einem jährlichen Kostenaufwand 
von rund 600 Mill. $ verbunden, 
der als untragbar angesehen wurde.

Um einen die W irtschaft schädi­
genden Ausstand zu verhüten, sah 
sich Präsident Kennedy gezwun­
gen, im Kongreß ein Dringlich­
keitsgesetz einzubringen, auf Grund 
dessen beide Parteien gezwungen 
werden, sich einem Schiedsgericht 
zu unterwerfen. In den seither ab­
gelaufenen drei Monaten ist es 
nicht gelungen, eine Entscheidung 
über den Schiedsspruch herbeizu­
führen.

Punktueller Dirigismus

Angesichts der prim ären Bedeu­
tung, die der Exporttätigkeit für 
eine Verringerung des Zahlungs­
bilanzdefizits zukommt, wurden 
die staatlichen Bestrebungen nach

einer Erhöhung des Ausfuhrvolu­
mens mit denen der Privatw irt­
schaft koordiniert. Der derzeitige 
A nteil der US-Exporte an dem 
Bruttosozialprodukt ist auf 4 "/o 
beschränkt, und die Beteiligung 
der exporttätigen Firmen bewegt 
sich, gemessen an der Zahl aller 
Industrieunternehmen, auf dem 
gleichen Niveau. Bis dato hat sich 
der Staat mehr oder weniger mit 
einer indirekten Unterstützung der 
Exportwirtschaft begnügt, jedoch 
wird z. Z. in Erwägung gezogen, 
ob durch Steuervergünstigungen 
den in Frage kommenden U nter­
nehmen eine direkte und konkrete 
Förderung gew ährt werden kann. 
Trotz einer 3 “/oigen Zunahme der 
US-Exporte wird der Ausfuhrüber­
schuß im Kalenderjahr 1963 kaum 
eine Erhöhung erfahren, da gleich­
zeitig die Importe um rund 5 ®/o an­
gewachsen sind.

Auch eine freie Marktwirtschaft 
benötigt bis zu einem gewissen 
Grade eine staatliche Lenkung. Da 
in Zelten einer Rezession die In­
tervention des Staates als eine 
Selbstverständlichkeit angesehen 
wird, sollte sie ihr auch in  einer 
Phase der Hochkonjunktur nicht 
abgesprochen werden. Dies bedeu­
te t nicht, daß störende Eingriffe 
des Staates in den W irtschaftspro­
zeß gebilligt werden sollen; eine 
M ithilfe von Regierungsplanungen 
erscheint aber vor allem dann ein 
unbedingtes Erfordernis, wenn die 
freie M arktwirtschaft nicht aus 
eigener Initiative heraus in der 
Lage ist, die gesteckten Ziele zu 
erreichen. (E. B.)

Die DEUTSCHE BUNDESBAHN
befördert jedes G ut jeder Ze it

0  Moderne Güterwagen, auch für schwerste Güter 
0  Großbehälter verschiedeiner Art 
#  Paletten für rationellen Versand
#  Güterkraftverkehr

sind nur e in ige  der vo n  ihr gebotenen Möglichlceiten.

D arum - Transport Ih r Vorteil
Bundesbahndirektion Hamburg

1963/XI 455


